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56 Regionen gebildet, in denen die Telekom mit Standorten 
präsent ist. Dies betrifft alle Geschäftsfelder der Telekom, 
nicht nur die Bereiche, in denen jetzt Standorte geschlos-
sen werden sollen. Innerhalb dieser Regionen soll es künf-
tig ein abgestimmtes, bereichsübergreifendes Vorgehen 
bei Standortschließungen geben, damit sich nicht alle Ge-
schäftsfelder aus der Region zurückziehen. Damit soll die 
Flächenpräsenz gewährleistet werden. Die Gewerkschaft 
sieht sich dadurch wieder als Sozialpartner akzeptiert: »Mit 
diesen Rahmenbedingungen bekennt sich die Telekom nicht 
nur zur Flächenpräsenz, ohne weiße Flecken, sondern auch 
zu ihrer sozialen Verpflichtung. (...)Damit diese Prinzipien 
greifen und der willkürliche Rückzug aus der Fläche auf-
hört, werden zukünftig Ausschüsse auf zentraler Ebene und 
in sechs Regionen die Maßnahmen beraten, Empfehlungen 
erarbeiten, dies in Sozialpläne einfließen lassen und die 
Umsetzung begleiten. Sowohl ver.di als auch die beteiligten 
Betriebsräte werden damit frühzeitig auf Standortmaßnah-
men Einfluss nehmen können und sich weiter darum bemü-
hen, dass beschäftigungspolitische Interessen und soziale 
Belange der Beschäftigten gewahrt bleiben.« Allerdings 
muss ver.di einräumen, dass die »aktuellen Betriebskon-
zepte in dem Geschäftskunden- und dem IT-Bereich« damit 
nicht vom Tisch sind. Die Bedeutung der Vereinbarung für 
die Standorte wird denn auch sehr vage formuliert: »Der 
Maßlosigkeit der Arbeitgeberplanung sind damit Grenzen 
gesetzt. Erwartet werden kann, dass mehr Standorte als bis-
her vorgesehen werden müssen. Dies ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung.« 

Dass ver.di aber weitere Schritte gehen will, davon ist 
zur Zeit nichts zu spüren. Als Sozialpartner bei Verhand-
lungen mitwirken zu können, scheint hier zum Selbstzweck 
geworden zu sein. Das materielle Ergebnis aber nebensäch-
lich. Die Mitglieder werden mit der Hoffnung abgespeist, 
dass dabei für sie auch etwas rauskommt.                           n

gut an, sind aber nicht geeignet, den Arbeitgeber von sei-
nen Plänen abzubringen. Schließlich zeigen verschiedene 
Konkurrenten der Telekom, dass sie ganz ohne Flächenprä-
senz ihren Marktanteil ausbauen können. Der Kontakt zur 
Telekom erfolgt hauptsächlich über Hotline-Nummern und 
über die T-Punkte, welche von der Maßnahme nicht betrof-
fen sind. 

Der Protest an der Basis ist ebenfalls begrenzt. Die Be-
schäftigten in den großen, verbleibenden Standorten sind 
überwiegend froh, dass der Kelch an ihnen – vorläufig – vo-
rüber gegangen ist. Bei den betroffenen Standorten sind in 
der Regel nur ein paar Dutzend Menschen beschäftigt (z.T. 
auch unter zehn) und gewerkschaftliche Strukturen sind 
dort kaum vorhanden. 

Schwerpunkt der Aktivitäten der Betriebsräte und von 
ver.di ist der Versuch, Kommunal- und Landespolitiker zur 
Verteidigung der bedrohten Standorte zu gewinnen. Zwar 
organisiert ver.di in einigen Städten Protestkundgebungen, 
diese bleiben aber lokal isoliert, und aus den Betrieben 
selbst gibt es keine Versuche einer Vernetzung. Lediglich 
in Mannheim gab es eine überregionale Demonstration zu 
diesem Thema. 1.500 Menschen vorwiegend aus Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und dem Saarland demons-
trierten gegen die Standortschließungen. Für derartige Ak-
tionen gibt es bislang aber keine weiteren Beispiele.

Dennoch zeigt sich der Telekom-Vorstand nun verhand-
lungsbereit. Rene´ Obermann verkündet, es gebe »Nach-
besserungsbedarf«. Anscheinend fürchtet er, das Ansehen 
der Telekom könne durch das Vorhaben weiteren Schaden 
erleiden. 

Im Dezember 2010 kam es deshalb doch noch zu Ver-
handlungen mit ver.di. In einem Info mit dem Titel »Stand-
ortkonzepte müssen überarbeitet werden« berichtet ver.di 
über das Ergebnis der Verhandlungen. Gesichert wurde vor 
allem die Präsenz der Telekom in der Fläche. Es werden 

FIAT greift an
Speerspitze dieser Angriffe ist der FIAT-Konzern mit dem 
Vorsitzenden Sergio Marchionne. Nachdem es ihm mit Un-
terstützung rechter Gewerkschaftsverbände gelungen war, 
im süditalienischen Pomigliano den nationalen Tarifver-
trag außer Kraft zu setzen (siehe Arbeiterpolitik , 4/2010), 
holte er im Turiner Stammwerk Mirafiori zum nächsten 
Schlag aus. Dieses Werk sollte als Joint-Venture mit Chrys-
ler fortgeführt werden, und Marchionne versprach eine 
Milliarden-Investition, wenn die Arbeiter auch hier einer 
Aushebelung des Tarifvertrags zustimmen. Der Inhalt des 
von ihm vorgeschlagenen Abkommens entsprach inhalt-
lich weitgehend dem Abkommen, das auch in Pomigliano 
durchgesetzt wurde: Größere Flexibilität, Anordnung von 

Überstunden ohne Zustimmung der Gewerkschaften, Ver-
kürzung der Pausen, längere Schichten, Einschränkung der 
Lohnfortzahlung bei Krankheit und des Streikrechts. Um 
dies zu ermöglichen, kündigte Marchionne an, dass das 
neue Unternehmen nicht Mitglied im Industriellenverband 
Confindustria werden würde. Dieses Vorgehen kam für 
Viele überraschend. Sowohl bei den zur Zusammenarbeit 
bereiten Gewerkschaften als auch bei der Confindustria 
gab es anfangs Vorbehalte gegen diese allzu forsche Linie. 
Der Ausstieg aus dem Tarifvertrag wurde von Vielen als 
vertretbare Lösung für einen süditalienischen, krisenge-
schüttelten Betrieb angesehen, aber nicht für das Turiner 
Werk. Doch gelang es Marchionne, diese Widerstände zu 

n   Ge werkschaf ten sollen entsche idend geschwächt werden

Italien –  
Flächentarif auf der Kippe
Während die Berichterstattung der hiesigen bürgerliche Presse über die 
italienische Politik hauptsächlich die sexuellen Eskapaden des alternden 
Ministerpräsidenten Berlusconi zum Gegenstand hat, vollzieht sich dort 
eine sehr viel bedeutendere Entwicklung, die zum Ziel hat, die Stellung der 
Gewerkschaften in Betrieb und Gesellschaft entscheidend zu schwächen.
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Die Abstimmung
Vom 12. bis 14. Januar wurden die FIAT-Beschäftigten in 
Turin zu einem Referendum aufgerufen, um über das Ab-
kommen abzustimmen. Die Vertreter des »Ja« gingen ange-
sichts der Drohung Marchionnes und der breiten Zustim-
mung in den Medien von einem überwältigenden Sieg aus. 
Etwa achtzig Prozent Ja-Stimmen hatten sie prognostiziert. 
Das Ergebnis muss für sie ziemlich enttäuschend gewesen 
sein: Lediglich 54 Prozent stimmten für das Abkommen 
und 46 Prozent lehnten es ab. In den Werkshallen, wo die 
Beschäftigten von den Nachteilen des Abkommens beson-
ders betroffen sind, gab es sogar mehr Nein- als Ja-Stimmen. 
Damit konnten sich die FIAT-Führung und die mit ihr ver-
bündeten Gewerkschaften zwar knapp durchsetzen, ange-
sichts der massiven Erpressung und der Hetzkampagne in 
den Medien kann die FIOM dieses Ergebnis allerdings als 
moralischen Sieg werten. Dies vor allem auch angesichts 
der Tatsache, dass die FIOM und die Basisgewerkschaft bei 
den letzten Wahlen zur betrieblichen Gewerkschaftsvertre-
tung im Turiner Werk zusammen nur etwa dreißig Prozent 
der Stimmen erhalten hatte. Vertreter der FIOM und der 
radikalen Linken werteten das Ergebnis als Zeichen der 
Hoffnung und sie äußerten die Erwartung, auf dieser Basis 
wirksamere Aktionen beginnen zu können.

Wie weiter?

Das Beispiel FIAT macht mittlerweile auch über den Kon-
zern hinaus Schule. In vielen Betrieben gibt es Versuche, 
aus dem nationalen Tarifvertrag auszusteigen. Der Indus-
triellenverband hat seinen Mitgliedsfirmen mittlerweile di-
ese Möglichkeit eingeräumt. Und die Regierung plant eine 
Reform des »Arbeiterstatuts«, das die Rechte der Arbeiter/
innen regelt und u.a. auch die allgemeine Gültigkeit des na-
tionalen Tarifvertrags vorsieht.

Für den 28. Januar rief die FIOM zu einem Generalstreik 
in der Metallindustrie auf, um gegen das Abkommen bei 
FIAT und gegen die Erosion des Flächentarifs zu protestie-
ren. Bereits Anfang Dezember 2010 gab es eine zentrale 
Demonstration in Rom. Beide Aktionen fanden eine große 
Unterstützung. Allerdings haben derartige Aktionen einen 
stark rituellen Charakter und angesichts der geringen Aus-
lastung in vielen italienischen Betrieben – vor allem auch 
bei FIAT – ist die ökonomischen Wirkung solcher Streiks 
gering. Mit gewerkschaftlichen Mitteln ist eine Gegenwehr 
so kaum möglich. Wichtig wäre daher eine Politisierung 
dieses Konflikts. Bereits bei der Demonstration im De-
zember wurde von vielen Teilnehmern an die Adresse des 
Dachverbandes CGIL die Forderung nach einem branchen-
übergreifenden Generalstreik gestellt. Obwohl eigentlich 
klar sein dürfte, dass die Angriffe auf den Tarifvertrag auch 
andere Branchen betreffen werden, hat keine andere Ein-
zelgewerkschaft der CGIL den Aktionstag der FIOM prak-
tisch unterstützt. Lediglich die Basisgewerkschaften haben 
ebenfalls zu Streiks aufgerufen und mit Studentenorgani-
sationen eigene Demonstrationszüge organisiert. Entschei-
dend wird aber sein, ob es der gewerkschaftlichen und poli-
tischen Linken gelingt, den Widerstand über die FIOM und 
den Metallsektor hinaus auszuweiten. Die Forderungen an 
die CGIL-Führung nach einem Generalstreik werden im-
mer dringender vorgetragen, und es gibt mittlerweile dort 
auch Stimmen, die dem Druck nachzugeben scheinen.     n

überwinden, und nach einigem Zögern stimmten die vier 
rechten Gewerkschaften einem Abkommen zu.1

Gleichzeitig kündigte Marchionne an, dass bei den 
nächsten Wahlen zu den betrieblichen Gewerkschafts-
vertretungen (einem Zwischending zwischen unseren 
Betriebsräten und gewerkschaftlichen Vertrauensleuten) 
nur noch solche Gewerkschaften kandidieren dürften, die 
diesem Abkommen zugestimmt haben. Dies richtet sich 
vor allem gegen die linke Metallergewerkschaft FIOM, die 
diesen Ausverkauf der gewerkschaftlichen Rechte sowohl 
in Pomigliano als auch in Mirafiori entschieden ablehnt. 
Aufgabe der betrieblichen Gewerkschaftsvertretungen ist 
es, die Einhaltung der Tarifverträge zu überwachen und für 
betriebliche Belange eigene Tarifverträge abzuschließen. 
Den Ausschluss der FIOM von den betrieblichen Wahlen 
glaubt Marchionne damit begründen zu können, dass die-
se Wahlen keine gesetzliche Grundlage haben, sondern auf 
einem dreiseitigen Abkommen zwischen Regierung, Indus-
triellenverband und den konföderierten Gewerkschaften 
(CGIL, CISL und UIL) beruhen. Da das Turiner Werk zu-
künftig aber nicht mehr Mitglied der Confindustria ist, sei 
es an dieses Abkommen nicht gebunden. Die Folge wäre, 
dass bei den Wahlen keine Opposition gegen das Abkom-
men kandidieren könnte.

Wie in Pomigliano wollte Marchionne auch in Turin 
die Zustimmung der Beschäftigten zu diesem Abkommen. 
Allerdings wurde die Latte hierbei niedriger gelegt als in 
Pomigliano. Sollten dort mindestens siebzig Prozent mit 
»Ja« stimmen, gab sich die Konzernführung in Turin mit 
51 Prozent zufrieden. Es wurde daher eine Abstimmung im 
Werk eingeleitet. FIOM und eine kleinere im Werk vertre-
tene Basisgewerkschaft forderten auf, hierbei mit »Nein« zu 
stimmen. Die anderen Gewerkschaften und die Arbeitge-
ber betrieben eine aufwändige Kampagne für eine Zustim-
mung zum Abkommen. Immer wieder drohte Marchionne 
damit, sich aus Italien ganz zurückzuziehen, falls das Ab-
kommen abgelehnt würde. Die FIOM wurde beschuldigt an 
veralteten klassenkämpferischen Prinzipien festzuhalten 
und damit die Zukunft des FIAT-Werkes in Turin, ja der 
gesamten italienischen Industrie in Frage zu stellen. Un-
terstützung erhielt er aus der Politik und von bürgerlichen 
Medien. 

Das bürgerliche Lager ist geschlossen

Ministerpräsident Berlusconi war sich hier völlig einig 
mit seinem schärfsten Kritiker aus dem bürgerlichen La-
ger, Carlo Debenedetti, dem Herausgeber von La Repub-
blica und l’espresso. Auch die Confindustria unterstütze 
das Vorgehen Marchionnes, obwohl es mit einem Austritt 
aus dem Verband verbunden war. Die Vertreter des indus-
triellen Großkapitals wie der FIAT-Clan oder Debenedetti 
setzten in der Vergangenheit immer auf Verhandlungen mit 
den Gewerkschaften und wollten davon auch die ehemals 
der PCI nahestehende CGIL nicht ausschließen. Durch Ein-
bindung der Gewerkschaften konnten unter Mitte-Links-
Regierungen in den letzten zwanzig Jahren einige Maßnah-
men zum Sozialabbau durchgesetzt werden, ohne dass es 
dagegen zu Massenprotesten kam. Das war ein wichtiger 
Unterschied zum Lager Berlusconis, dem eher die Klein-
industriellen, Handwerker und Händler angehören, die 
einen Kompromiss mit den Gewerkschaften nicht für nö-
tig halten. Dass diese Teile des Kapitals nun ebenfalls auf 
Konfrontation mit der FIOM und damit teilweise auch mit 
dem Dachverband CGIL setzen, ist Ausdruck der sinkenden 
Konkurrenzfähigkeit des italienischen Kapitals auf dem 
Weltmarkt. Um hier eine bessere Position zu erlangen, sind 
für sie Kompromisse wie in der Vergangenheit nicht mehr 
vertretbar.

1	 Folgende Gewerkschaften stimmten dem Abkommen zu: Die FIM, die 
Metallgewerkschaft der ehemals christdemokratischen CISL, die früher 
der sozialistischen Partei nahestehende UILM, die FIAT-Betriebsgewerk-
schaft FIMSIC und die UGL, eine Gewerkschaft, die auf eine neofaschis-
tische Tradition zurückblickt.




